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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— 


e . 28. 


(Nr. 5749.) Verordnung, betreffend die Aufloͤſung des Hauſes der Abgeordneten. Vom 
2. September 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


verordnen, auf Grund des Artikels 51. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. 
Januar 1850., nach dem Antrage des Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. 1. 
Das Haus der Abgeordneten wird hierdurch aufgeloͤſt. 


H. 2. 
Unſer Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung der gegenwaͤrtigen 
Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. September 1863. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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Ausgegeben zu Berlin den 7. September 1863. 
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(Nr. 5750.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 10. Auguft 1863., betreffend die Errichtung einer 
Handelskammer für die Stadt Frankfurt a. d. O. und die zu derſelben 
gehörigen Kaͤmmereidoͤrfer. ö 


A. Ihren Bericht vom 2. Auguſt d. J. genehmige Ich die E richtung 
einer Handelskammer fuͤr die Stadt Frankfurt a. d. O. und die zu derſelben 
gehörigen Kaͤmmereidoͤrfer. Die Handelskammer nimmt ihren Sitz in Frank⸗ 
furt. Sie ſoll aus neun Mitgliedern beſtehen, fuͤr welche drei Stellvertreter 
gewaͤhlt werden. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellver— 
treter ſind diejenigen Handel- und Gewerbtreibenden berechtigt, welche entweder 
in der Gewerbeſteuerklaſſe A. I. ſteuern, oder in der Gewerbeſteuerklaſſe A. II. 
zu einem Steuerſatze von mindeſtens 16 Thalern jaͤhrlich veranlagt ſind. Im 
Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 11. Februar 1848. uͤber 
die Errichtung von Handelskammern Anwendung. 

” Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 


Bad Gaſtein, den 10. Auguſt 1863. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 575.) Verordnung, betreffend die Wiederherſtellung der bei dem Brande des Lokals det 
Gerichtskommiſſion zu Putzig vernichteten Hypothekenbuͤcher und Grund⸗ 


akten, ſowie die Amortiſation der dabei verloren gegangenen Dokumente. 
Vom 21. Auguſt 1868. 


N, bei dem am 24. Mai d. J. ſtattgefundenen Brande des ſtaͤdtiſchen Rath⸗ 

hauſes zu Putzig in Weſtpreußen die ſaͤmmtlichen bei der Kreisgerichts-Kom⸗ 

miſſion daſelbſt gefuͤhrten Hypothekenbuͤcher nebſt faſt ſaͤmmtlichen Grundakten 

verbrannt, Behufs deren Wiederherſtellung aber nach $. 3. Titel IV. der Hypo? 

thekenordnung beſondere Anweiſungen erforderlich ſind, ſo beſtimme Ich auf 
Ihren Bericht vom 12. Auguſt d. J. was folgt: 

1) Alle diejenigen, welchen auf folche, im Bezirke der Kreisgerichts-Kom- 

ö miſſion zu Putzig belegene Grundſtuͤcke oder Gerechtigkeiten, in Hinſicht 

deren das Hypothekenbuch und die Grundakten, oder Eines von Ber 

den vernichtet find, Eigenthums⸗, Hypotheken⸗ oder andere Realrechte 

oder Anſpruͤche zuſtehen, ſollen durch eine, in den Öffentlichen Anzeige! 

des 


e 


des Amtsblattes der Regierung zu Danzig dreimal (monatlich einmal) 
einzuruͤckende und an der Gerichtsſtelle bei der Gerichtskommiſſion zu 
Putzig und bei dem Kreisgerichte zu Neuſtadt auszuhaͤngende Vor⸗ 
ladung oͤffentlich aufgefordert werden, 
ihre Rechte oder Anfprüche innerhalb einer dreimonatlichen Friſt, 
deren Ablauf dem Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei der 
Gerichtskommiſſion in Putzig anzumelden und nachzuweiſen. 


Wer dieſer Aufforderung keine Folge leiſtet, behaͤlt zwar ſeine Rechte 
gegen die Perſon ſeines Schuldners und deſſen Erben, er kann ſich 
auch an das ihm verhaftete Grundſtuͤck halten, ſo lange ſich daſſelbe 
noch in den Haͤnden ſeines Schuldners oder deſſen Erben befindet; er 
verliert aber, inſoweit der Schuldner das Recht oder den Anſpruch 
nicht ſelbſt zur Eintragung angemeldet, oder, wenn der Richter aus 
andern Dokumenten davon Kenntniß erhielt, ſolche nicht anerkannt oder 
deren Eintragung bewilligt hat: . 

a) ſein Realrecht in Beziehung auf jeden Dritten, der im redlichen 
Glauben an die Richtigkeit des Hypothekenbuchs nach deſſen 
Wiederherſtellung das Grundſtuͤck oder die Gerechtigkeit erwirbt, 

b) fein Vorzugsrecht in Beziehung auf alle übrigen Realberechtig⸗ 
ten, deren Hypotheken- oder andere Realanſpruͤche vor den ſeini⸗ 
gen angemeldet und demnaͤchſt zur Eintragung geeignet befunden 
worden ſind, 


und haftet zugleich fuͤr jeden von ſeinem Dokumente gemachten Miß⸗ 
brauch und fuͤr den dadurch und aus der Nichtbefolgung der an ihn 
ergangenen Aufforderung entſtandenen Schaden. Dieſe Folgen ſind in 
der öffentlichen Vorladung zu 1. den Ausbleibenden anzukuͤndigen. 


3) Die Intereſſenten ſollen bei dieſem Aufgebote und der Wiederherſtellung 
der Hypothekenbuͤcher und Grundakten von allen Gerichtskoſten und 
Stempelgebuͤhren befreit ſein. 


4) Iſt ein Aufgebot uͤber ein Grundſtuͤck nach den Vorſchriften zu 1. und 
2. erfolgt, fo bedarf es zur Amortiſation der dieſes Grundſtuͤck betref- 
fenden, auf einen gewiſſen Inhaber lautenden und mit Rekognitionen 
verſehenen Inſtrumente, welche mit den Grundakten vor dem Erlaſſe 
jenes Aufgebots verloren gegangen fein ſollten, eines beſonderen Auf- 
gebots nicht; es ſoll vielmehr die Quittung, oder, ſoweit der Anſpruch 
noch beſteht, der Mortifikationsſchein des Berechtigten, auch die Stelle 
des Praͤkluſions-Erkenntniſſes vertreten. 


5) Bei nothwendigen Subhaſtationen, welche gegenwaͤrtig und bis zur 
erfolgten Wiederherſtellung des Hypothekenbuchs eingeleitet werden, hat 
das Gericht die Aufnahme der Taxe und den Bietungstermin nur den⸗ 
jenigen Hypothekenglaͤubigern und Realberechtigten beſonders bekannt 
zu machen, deren Rechte bis zur Einleitung der Subhaſtation zu den 
neu angelegten Grundakten angemeldet worden ſind. Allen etwaigen, 
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dem Gerichte noch nicht wieder bekannt gewordenen Hypothekenglaͤu⸗ 
bigern und Realberechtigten, ſowie allen ſonſtigen Realpraͤtendenten iſt 
in dem oͤffentlichen Subhaſtationspatente die Warnung zu ſtellen, daß 
bei ihrem Ausbleiben im Bietungstermine der Zuſchlag und demnaͤchſt 
die Vertheilung der Kaufgelder erfolgen werde, ohne Ruͤckſicht auf die 
Rechte und Anſpruͤche der Ausbleibenden an das Grundſtuͤck, mit 
denen dieſelben demnaͤchſt nicht weiter gehoͤrt werden wuͤrden. 


Sie haben dieſe Verordnung durch die Gefeß-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Baden-Baden, den 21. Auguſt 1863. 
Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. 
An den Juſtizminiſter. 


(Nr. 6752.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des neuen Statuts 
der Louiſenthaler Aktiengeſellſchaft fuͤr Druckerei, Weberei und Spinnerei 
mit dem Sitze zu Muͤlheim an der Ruhr vom 16. Mai 1863. Vom 
25. Auguſt 1863. ’ 


Des Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 13. Auguſt 
1863. das neue Statut der Louiſenthaler Aktiengeſellſchaft für Druckerei, Weberei 
und Spinnerei mit dem Sitze zu Muͤlheim an der Ruhr vom 16. Mai d. J. 
mit den in dem Allerhoͤchſten Erlaſſe bezeichneten Maaßgaben zu genehmigen 
eruht. 

’ Der Allerhöchfte Erlaß nebft dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 25. Auguſt 1863. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 


Delbruͤck. 


— ——ꝝ ] 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
— FE 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


